
RECHTSANWALT 

D I R K  S C H M I T Z  M .  A .  

SCHLEDDESTRASSE 12 
58644 ISERLOHN 

 

 TELEFON 
TELEFAX 
MOBIL 
FAXTOMAIL 

(0 23 74) 50 11 69 
(0 23 34) 92 38 62 
(0171) 80 70 217 

(07851) 683 9997 
 EMAIL DSchmitzMA@t-online.de 

 

BANKVERBINDUNG: COMMERZBANK  ISERLOHN-LETMATHE, IBAN: DE 08 4454 0022 0502 0508 01 
Finanzamt Hagen, Steuer-Nr.: 321-5235-0176 – Umsatzsteuer-Identifikationsnummer DE 1634 138 42 

- SPRECHSTUNDEN NACH VEREINBARUNG  - 

 
 Mitglied im Anwaltverein 

           

 
        

 
 
 

RA DIRK SCHMITZ, SCHLEDDESTRASSE 12, 58644 ISERLOHN 

 
Amtsgericht Schwetzingen 
Zeyerstraße 6 
 
68723 Schwetzingen 
 
 
 
 

PROZEßREGISTER   
 BITTE IM SCHRIFTVERKEHR ANGEBEN 

 

30. Juni 2025 
per beA 
 
 

 
 
52 C 153 / 25  
 
 

 
 
In der obigen Sache bedanken wir uns für die Gewährung der „Online-Verhandlung“. 
 
Ich beantrage schon jetzt erweiternd: 
 

1.) Der Antrag auf Erlass einer Einstweiligen Verfügung wird zurückgewiesen. 

2.) Die Antragsteller tragen die Kosten des Verfahrens. 

3.) Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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Begründung: 

 
A. 
 
Die Antragsgegnerin ist der Förderverein (e.V.) der Partei WerteUnion, deren Grün-
dung von dem Förderverein durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 20. 
Januar 2024 initiiert worden ist. 
 
Die WerteUnion ist eine eigenständige Partei, die sich als konservative und liberale 
Kraft klar von der AfD abgrenzt. Mindestens die Antragstellerin Baum und der An-
tragsteller Schönbach sind Mitglieder der konkurrierenden Partei „Bündnis Deutsch-
land“; der Antragsteller Schönbach sogar ihr stellvertretender Vorsitzender. 
 
Die Satzung der Antragsgegnerin lässt es zu, dass auch Personen, die nicht Mitglied 
der WerteUnion Partei sind, Mitglied der Antragsgegnerin sein können. Zum Zeit-
punkt der letzten Satzungsänderung der Antragstellerin existierte die Partei Werte-
Union noch nicht. 
 
Unabhängig hiervon haben sich auch diese Mitglieder satzungskonform zu verhalten. 
 
B. 
 
Die Äußerungen der Gegenseite in ihrem Schriftsatz vom 11. Juni 2025 beschränken 
sich im Wesentlichen auf Erwägungen zur Frage, ob die Gründung von Regionalver-
bänden und die Auflösung von Landesverbänden satzungskonform verlaufen seien. 
 
Diese Erwägungen gehen an der Sache vorbei, denn sie betreffen nicht die Gründe 
für den Vereinsausschluss. 
 
Die Gründe für den Vereinsausschluss sind nicht die organisatorische Umstrukturie-
rungen des Vereins, sondern das erhebliche vereinsschädigende und satzungswidri-
ge Verhalten aller Antragsteller, die trotz Abmahnungen und Gelegenheit zur Anhö-
rung keinerlei Einsichtsfähigkeit oder Reaktion zeigten. 
 
Alle Antragsteller erhielten vom Unterzeichner ein gleichlautendes Schreiben mit den 
Möglichkeiten der Unterlassungserklärung und Stellungnahme. 
 
Der Inhalt ergibt sich aus Anlage AG 1. 
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C. 
 
Hierauf erfolgte von keinem der Antragsteller Resonanz, auch nicht von deren 
Rechtsvertretung. 
 
Auch Antworten oder relativierende Dialoge an bzw. mit den Vorstand erfolgten nicht. 
 
Daher ist für die Antragsgegnerin davon auszugehen, dass die Antragsteller ihr Ver-
halten gegen die Interessen des Vereins fortsetzen werden. 
 
Des ergibt sich jedenfalls auch aus den fortgesetzten Aktivitäten, die eine Situation 
eingetreten lassen, die den Ausschluss bestätigt und weitere Ausschlussgründe 
schafft. 
 
 
D. 
 
 
I. 
 
Zu den Tatkomplexen: 
 
1. 
 
In dem am 21. April 2025 über Social Media veröffentlichten Schreiben der Antrag-
steller an alle Bundestagsabgeordneten der AfD (Anlage AG 2) sieht die Antrags-
gegnerin ein schweres vereinsschädigendes Verhalten. 
 
In diesem Schreiben, für das die Antragsteller unbefugt Name und Logo der Beklag-
ten verwendeten, entschuldigten sie sich für „ehrabschneidende Äußerungen“ des 
Vereinsvorsitzenden, weil er in anderem Zusammenhang erklärte, dass die AfD für 
seriöse Konservative wegen der „bedenkenlos tolerierten und mitgenommenen wirk-
lichen Rechtsextremisten“ keine Alternative sein könne. 
 
Unbefugt insoweit, dass die Logo-Nutzung, deren Rechtsinhaber der „e.V.“ ist, nur 
mit Zustimmung des Vereines oder seines Vorstandes genutzt werden darf. 
 
Unbefugt insoweit aber vor allem deshalb, weil eine satzungstechnisch nicht existie-
rende Gruppierung - unter Verwendung des äußeren Anscheins – mit einer völlig 
kontroversen Ansicht „für den Verein“ aufgetreten sind. 
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2. 
 

Im Vereinsrecht nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) gibt es keine Pflicht zur 
"innerparteilichen Demokratie", wie sie im Parteiengesetz (§ 6 PartG) für politische 
Parteien verbindlich vorgeschrieben ist. Es gibt lediglich strukturelle Parallelen und 
rudimentäre demokratische Grundprinzipien, die im Vereinsrecht gelten – aber in 
wesentlich abgeschwächter Form. 

Im Vereinsrecht (§§ 21 ff. BGB) gilt grundsätzlich Satzungsautonomie, d. h. ein Ver-
ein kann seine innere Ordnung frei gestalten. „Demokratische Grundsätze“ sind nicht 
zwingend vorgeschrieben, aber sie können relevant werden, wenn: 

• die Gemeinnützigkeit (§ 52 AO) erhalten werden soll (Stichwort: Mitwirkungs-
rechte der Mitglieder), 

• es um die Anfechtung von Vereinsbeschlüssen geht (z. B. bei groben Verstö-
ßen gegen den Gleichheitsgrundsatz oder die Satzung), 

• Satzungsmäßige dokumentierte Mitgliederrechte massiv verletzt werden. 

 

3. 

Die Rechtsprechung verlangt keine „demokratische Grundstruktur“ auf Niveau des 
Parteiengesetzes. 

Maßstab: 

• Mitgliederversammlungen müssen korrekt einberufen werden, 

• Wahlen und Beschlussfassungen müssen satzungsgemäß erfolgen, 

• Ausschlüsse müssen satzungskonform erfolgen. 

In bestimmten Fällen sprechen Gerichte von einem "vereinsinternen Demokratieprin-
zip" – aber dies ist kein allgemein anerkannter Rechtsbegriff, sondern eine Beschrei-
bung der Mindestanforderungen an die Gleichbehandlung und korrekte Willensbil-
dung in den Vereinsgremien. 

Diese sind hier eingehalten. 

 
In der Satzung heißt es in Ziffer 4: 
 
 
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es 
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den Vereinszielen zuwider handelt oder seinen Verpflichtungen gegenüber dem Ver-
ein nicht nachkommt. Weiter kann der Vorstand ein Mitglied ausschließen, falls die-
ses den Verein in seiner Außenwirkung schädigt. Gegen den Beschluss kann das 
Mitglied die Mitgliederversammlung anrufen. Diese entscheidet endgültig. Das Mit-
glied ist zu der Versammlung einzuladen und in angemessenem Rahmen anzuhören. 
 
Anlage AG 3 

 

Ausschlussgründe im Vereinsrecht sind Gründe, die einen Vereinsausschluss recht-
fertigen. Dazu gehören vereinsschädigendes Verhalten, grobe Satzungsverstöße, 
beharrliche Nichterfüllung von Mitgliederpflichten, Verleumdungen von Organmitglie-
dern, Verursachung von Zwistigkeiten unter den Mitgliedern und erhebliche Pflicht-
verletzungen von Organmitgliedern. Ein Ausschluss ist dann rechtmäßig, wenn er in 
der Satzung vorgesehen und der Grund hinreichend konkretisiert ist. 

 

Ein Vereinsausschluss ist eine schwerwiegende Maßnahme. Die Gründe für einen 
Ausschluss müssen in der Satzung des Vereins geregelt sein. Dies ist hier gesche-
hen. 

 

Das bedeutet, dass der Vorstand den Ausschluss rechtswirksam beschließen kann; 
das Mitglied aber die Möglichkeit hat, gegen den vollzogenen Ausschluss „Rechts-
mittel“ bei der Mitgliederversammlung einzulegen, die diesen bestätigt oder negiert. 
Dann wären die Antragsteller wieder Mitglied. Die Mitgliederversammlung ist befugt 
zu entscheiden, Ausgeschlossene auch anzuhören.       

 

4. 

Mit dem Schreiben der Anlage AG 2 biedern sich die Antragsteller ungefragt bei 
AfD-Politikern an und erwecken mit der Verwendung des Briefkopfes den Eindruck, 
dass die Antragsgegnerin - im Unterschied zu ihrem Vorsitzenden und den Gremien 
die Positionen der AfD - und auch die von Rechtsextremisten - teilt und Aussagen 
wie „das freundliche Gesicht des Nationalsozialismus“ billigt. 

Die Antragsgegnerin distanziert sich klar von jeder Form von Extremismus. Die An-
tragsgegnerin kann und wird Extremisten oder Verharmloser des Extremismus nicht 
im Verein dulden. Es ist in hohem Maße vereinsschädigend, wenn Vereinsmitglieder 
unter Verwendung des Briefkopfes - und ohne Vorstandsbeschluss oder Beschluss 
der Mitgliederversammlung - den Eindruck erwecken, der Verein würde rechtsextre-
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mistische Positionen und Positionen von extremen AfD-Politikern teilen. Wegen die-
ser Außenkommunikation sind die Antragsteller angeschrieben worden. 

Sie zeigen bis heute keinerlei Einsichtsfähigkeit. 

 

5. 

 
Es ist ohne weitere Merkmale vereinsschädigend und satzungswidrig, wenn Ver-
einsmitglieder über vereinsrechtlich nicht existente „Gremien“ als eine Art „Gegen-
vorstand“ auftreten und den Briefkopf und das Logo des Vereins verwenden, ohne 
dazu legitimiert zu sein. 
 
Dies ist mit dem Schreiben, das am 21. April 2025 veröffentlicht worden ist, gesche-
hen. Das geschah aber auch mit mehreren zuvor und danach versandten Emails. 
 
So die Email vom 18. Juni 2025. Unter Nennung von Kay-Achim Schönbach wird 
unter Bruch des Datenschutzes und rechtswidriger Aneignung der Emailadressen 
der Mitglieder zum „Putsch“ aufgerufen. 
 
Glaubhaftmachung: Vorlage des Emailausdruckes (Anlage AG 4) 
 
Das am 21. April 2025 veröffentlichte Schreiben an die AfD-
Bundestagsabgeordneten, das von allen Antragstellern unterzeichnet worden ist, 
trägt den Namen und das Logo der Beklagten und den Zusatz „Länderkonferenz des 
WerteUnion Fördervereins“. 
 
Glaubhaftmachung: Vorlage des Ausdruckes (Anlage AG 2) 
 
Eine solche Länderkonferenz („Ihre Bundesländerkonferenz in der WerteUnion“) 
existiert nach Satzung und Beschlusslage der Antragsgegnerin nicht. Die Antragstel-
ler waren nicht befugt, den Namen und das Logo zu verwenden. 
 
Es ist ebenfalls vereinsschädigend, wenn Vereinsmitglieder ohne Genehmigung des 
Vorstands oder der Mitgliederversammlung Veranstaltungen mit externen Gästen, 
die konkret geeignet sind, den Ruf des Vereins zu schädigen, ausdrücklich im Na-
men des Vereins durchführen. 
 
Der Vorstand der Antragsgegnerin hatte die Antragstellerin Baum beispielsweise er-
folglos aufgefordert, eine solche Veranstaltung mit dem Antragsteller Schönbach und 
dem Referenten Markus Krall, der wie die beiden Antragsteller ebenfalls der Partei 
„Bündnis Deutschland“ angehört, abzusagen, weil dieser radikal-libertäre Positionen 
vertritt, die mit den Zielen des Vereins nicht übereinstimmen. 
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Nach dem Beschluss des Vorstands der Antragsgegnerin müssen auch Vorstands-
mitglieder wie die Antragstellerin Baum, zunächst den Vereinsvorstand anhören, ehe 
sie Veranstaltungen mit Externen durchführen. 
 
Ohne einen solchen Beschluss ist das Vorgehen eine offene satzungswidrige 
Kriegserklärung an die WerteUnion e.V. 
 
Dabei vertritt der Antragsgegnerin durchaus liberale Ansätze. Mitglieder mögen Dia-
loge auch mit umstrittenen Personen führen, auch öffentlich. 
 
Allerdings beginnt eine nachhaltige Vereinsschädigung dort, wo Mitglieder unter dem 
Mantel der Antragsgegnerin gegen deren transparente Grundpositionen eklatant ver-
stoßen. 
 
Hierbei geht es nicht um Irrtum oder korrigierbare Unwissenheit, sondern um die vor-
sätzliche und strukturierte Zerstörung der Kernpositionen des Vereins. 
 
6. 
 
Es ist offensichtlich vereinsschädigend, wenn gegenüber Bundestagsabgeordneten 
der AfD, einer gegnerischen politischen Strömung, und gegenüber der Öffentlichkeit 
wahrheitswidrig behauptet wird, der Vereinsvorsitzende hätte Landesvorstandsmit-
glieder „abgesetzt.“ Dies ist unwahr. 
 
Weder nach der Satzung kann - noch in der Realität hat der Vorsitzende Landesvor-
standsmitglieder „abgesetzt“. 
 
Die Entscheidung über die Neustrukturierung der Gliederungen des Vereins hat nicht 
der Vorsitzende, sondern der gesamte Vorstand, der aus elf Mitgliedern besteht, per 
Vorstandsbeschluss getroffen. Dies ist allen Antragstellern bekannt. 
 
Es ist vereinsschädigend, wenn durch ein solches Schreiben nach außen und vor 
allem gegenüber den eigenen Mitgliedern und den Politikern einer gegnerischen poli-
tischen Strömung der Eindruck erweckt wird, der Vorsitzende der Beklagten würde 
sich über die Satzung hinwegsetzen und nach seinem Belieben Landesvorstände 
absetzen. Hierbei handelt es sich um eine unwahre Tatsachenbehauptung, nicht um 
eine Meinungsäußerung. 
 
7. 
 
Ferner ist es vereinsschädigend, wenn Mitglieder nicht versuchen, interne Meinungs-
verschiedenheiten zunächst intern zu lösen, sondern diese gezielt die Öffentlichkeit 
suchen und sich an den politischen Gegner – eine extremistische – zumindest ext-
reme - politische Partei anbiedernd wenden. 
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Die Antragsgegnerin und der Vorsitzende sowie der Vorstand hatten die Antragsteller 
wegen ihres Verhaltens unter Fristsetzung abgemahnt, zur Unterlassung aufgefor-
dert und ihnen vor der Entscheidung über den Vereinsausschluss Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu den Vorwürfen gegeben. 
 
Diese Stellungnahmen sind weder formell gegenüber dem Unterzeichner erfolgt noch 
gegenüber einzelnen Vorstandsmitgliedern oder dem Vorsitzenden. Bis heute. 
 
Die Antragsteller hatten auf die formellen Anschreiben mit Anhörungsmitteilung nicht 
nur nicht reagiert, sondern in keiner Weise Einsichtsfähigkeit gezeigt. 
 
Im Gegenteil: 
 
Unmittelbar nach dem Beschluss über den Vereinsausschluss wurde am 18. Juni 
von der „Bundesländerkonferenz der WerteUnion“ erneut mit Name und Logo der 
Antragsgegnerin zu einer Zoom-Veranstaltung „Zurück in die Zukunft“ eingeladen 
(Anlage AG 4). 
 
Verwendet wurde der von der Antragsgegnerin ebenfalls nicht autorisierte Email-
Account „werteunion-verein-nrw.de“. Hinter der Einladung dieser ominösen „Bundes-
länderkonferenz“ stehen erneut die Antragsteller. 
  
Zu diesen Gründen für den Vereinsausschluss haben sich die Antragsteller im 
Schriftsatz vom 11. Juni 2025 verschwiegen; beredtes Schweigen. 
 
II. 
 
Die Behauptung der Gegenseite, dass bei fünf Vereinsmitgliedern ein „Serienschrie-
ben“ für den Ausschluss verwendet worden ist, ist falsch. Denn der Vorwurf ist gegen 
alle Antragsteller identisch. So kommt es zu identischen Formulierungen. 
 
Der Vorstand hat aufgrund der Anträge mehrerer Vorstandsmitglieder jeden Einzelfall 
eigenständig gewürdigt und deshalb nicht sofort gegen jedem der 21 Unterzeichner 
des Schreibens ein Ausschlussverfahren durchgeführt, sondern zunächst nur bei den 
fünf Antragstellern, bei denen der Vorstand auf Grund des Gesamtbildes ihres indivi-
duellen Fehlverhaltens zu dem Ergebnis kam, dass ihr Verhalten eine solche ver-
einsschädigende Wirkung hat, dass der Ausschluss das einzige angemessene Mittel 
ist, um weiteren Schaden von dem Verein abzuwenden. Dementsprechend weichen 
die Schreiben an die Antragsteller inhaltlich voneinander ab. 
 
Die Ausschlussbeschlüssen erfolgte jeweils nach lebendiger Diskussion und deutlich 
mehrheitlich. 
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Damit ist nicht entschieden, dass die Sache abgeschlossen ist. 
 
Es gibt keine Gleichheit im Unrecht. Die Rechtsprechung verlangt keinen gleichzeiti-
gen Ausschluss aller Handelnden. Ein Verein kann zunächst mit einem Teilbereich 
beginnen und sodann prüfen, ob dies Wirkung zeitigt. Ein Ausschlussverfahren ge-
gen zunächst nur einen Teil potentieller „Verstoßer“ macht Ausschlüsse nicht unwirk-
sam, weil nicht sofort weitere möglicher Täter angegangen werden.  
 
III. 
 
1. 
 
Es besteht kein Verfügungsgrund. 
 
Eine Dringlichkeit über die Mitgliedschaft der Antragsteller im Rahmen des Einstwei-
ligen Rechtsschutzes zu entscheiden und den Antragstellern Mitgliedsrechte „vorläu-
fig“ zuzuerkennen, besteht nicht. 
 
Denn genau diesen Fall hat die Satzung klar geregelt: 
 
Nach der Vereinssatzung (Anlage AG 3) haben die Antragsteller das Recht zu ver-
langen, dass in der nächsten Mitgliederversammlung darüber entschieden wird, ob 
der vom Vereinsvorstand ausgesprochene Vereinsausschluss aufgehoben wird. 
 
Insoweit besteht ein „Rest-Recht“ eines Ausgeschlossenen gehört zu werden. Diese 
Satzungsregelung ist nicht rechtswidrig. 
 
Insoweit verdrängt die Satzung durch ausdrückliche Regelung die Schaffung gericht-
licher Tatsachen im „eV-Verfahren“. Die Satzung sieht vor, dass der Verein zunächst 
selbst über sein höchstes Gremium entscheidet – sodann besteht umfassende Kla-
gemöglichkeit im Hauptsacheverfahren. 
 
Nach der Satzung ist die Mitgliederversammlung die Stelle, die Vereinsausschluss-
entscheidungen des Vorstands überprüft. Die Antragsteller haben bislang nicht ver-
langt, dass die Mitgliederversammlung, die im Herbst stattfinden wird, über ihren 
Ausschluss entscheidet. 
 
 
2. 
 
Das Interesse der Antragsgegnerin an einem Ausschluss der Antragsteller überwiegt 
deren Interessen an einer einstweiligen Mitgliedschaft im Verein. Die Antragsteller 
haben auch nach dem Vereinsausschluss mit Email vom 18. Juni, also wenige Tage 
nach Einreichung des Schriftsatzes vom 11. Juni 2025, zu einer „Mitglieder-
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Videokonferenz“ eingeladen, bei der sie als WerteUnion Förderverein aufgetreten 
sind. 
 
Sie haben damit den Vorstandsbeschluss über ihren Vereinsausschluss ignoriert und 
haben ohne das Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz über ihre Mitgliedschaft 
abzuwarten, sich als Mitglieder und als eine Art „Gegenvorstand“ geriert, der sich 
„Bundesländerkonferenz“ nennt. Sie haben unbeeindruckt vom Vereinsausschluss 
ohne Erlaubnis den Namen und das Logo der Beklagten erneut für ihre Veranstal-
tung missbraucht, die Mitglieder der Beklagten angeschrieben und den Eindruck er-
weckt, es handele sich um eine offizielle Veranstaltung der Beklagten. 
 
Mit dieser Email wurden Mitglieder der Beklagten angeschrieben, deren Email-
Adressen die Antragstellerseite mutmaßlich unter Verstoß gegen das Datenschutz-
recht aus dem Mitgliederverzeichnis des Vereins an sich gebracht haben. 
 
Dieses Verhalten der Antragstellerseite hat bereits zu Vereinsaustritten geführt. In 
den Austrittschreiben begründen die Mitglieder ihren Austritt damit, dass durch das 
vereinsschädigende Verhalten das Vertrauen in die Seriosität des Vereins und an die 
Führungskraft des Vorstands, für geordnete Verhältnisse im Verein zu sorgen, zer-
stört worden sei. 
 
Aus dem bisherigen Verhalten und der Ignoranz gegenüber den vorangegangenen 
Abmahnungen und dem Vorstandsbeschluss über den Vereinsausschluss ist zu 
schlussfolgernd, dass damit gerechnet werden muss, dass die Antragstellerseite, 
sich auch in Zukunft als eine Art „Gegenvorstand“ im Namen des Vereins gerieren 
will und dass sie damit das vereinsschädigende Verhalten fortzusetzen wird. Es be-
steht ein überragendes Interesse der Beklagten, für die Zukunft zu verhindern, dass 
die Antragsteller sich öffentlich und gegenüber den Vereinsmitgliedern als „Gegen-
vorstand“ auftreten, den Ruf den Vereins und des Vorstands durch ihre politische 
Aussagen und ein Anbiedern gegenüber der AfD und Rechtsextremisten beschädi-
gen. 
 
Bei einer Stattgabe des Verfügungsantrages würden die Antragsteller ungehindert 
weiterhin als „WerteUnion e.V.“ auftreten und weiteren Schaden anrichten. 
 
3. 
 
Die Behauptung der Antragstellerseite, sie wollten an der Vorstandswahl bei der an-
stehenden Mitgliederversammlung teilnehmen, begründet keinen Verfügungsgrund. 
 
Sofern die Antragsteller beantragen sollten, dass die Mitgliederversammlung den 
Vereinsausschluss aufheben solle, die Mitgliederversammlung diesem Antrag folgen 
würde, könnten sie auch an Vorstandswahlen teilnehmen. 
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Darüber hinaus lässt es die Satzung zu, dass die Mitgliederversammlung auch Per-
sonen in den Vorstand wählt, die nicht Vereinsmitglieder sind. Eine Mitgliedschaft ist 
nicht zwingend, um Mitglied des Vorstands zu werden. 

 

 
Dirk Schmitz M.A. 
Rechtsanwalt 


